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Änderung der Allgemeinverfügung des Landkreises Unterallgäu über die Festsetzung
des Deutschlandtickets als Höchsttarif

Der Landkreis Unterallgäu erlässt folgende

Ä n d e r u n g   z u r   A l l g e m e i n v e r f ü g u n g :

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
des Landkreises Unterallgäu

über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif

Der Landkreis Unterallgäu hat am 20. April 2023 die folgende Allgemeinverfügung erlassen:

Artikel 1

Die Allgemeinverfügung „Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 des Landkreises Unterallgäu über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif“
wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden nach dem Wort „Deutschlandtickets“ die Wörter „einschließlich Ermäßi-
gungsticket“ eingefügt.
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2. Die Präambel wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „dieser Grundlage“ durch die Wörter „der Grundlage des ange-
passten RegG“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird im Klammerzusatz das Wort „Richtlinie“ durch das Wort „Richtlinien“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „1. Mai 2023“ durch die Angabe „01. Mai 2023“ ersetzt.

c) Dem Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:
„Am 18. April 2023 ist vom Freistaat Bayern die Einführung des Ermäßigungstickets zum Deutsch-
landticket für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende beschlossen worden.
Beim Ermäßigungsticket handelt es sich um ein für bestimmte Bezugsberechtigte vergünstigtes
Deutschlandticket. Die zusätzliche Ermäßigung wird vom Freistaat Bayern finanziert. Entspre-
chende Regelungen sind in den Richtlinien Bayern 2023 enthalten. Die Regelungen der allgemei-
nen Vorschrift zum Deutschlandticket des Landkreises Unterallgäu vom 20. April 2023 beanspru-
chen grundsätzlich auch insoweit Gültigkeit. Eine Ergänzung dieser allgemeinen Vorschrift ist je-
doch dann erforderlich, wenn ein Unternehmen im Zuständigkeitsbereich des Aufgabenträgers
das Ermäßigungsticket verkauft („lokaler Vertrieb“) und keine Regelung der entsprechenden ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtung und der Ausgleichleistungen im Rahmen eines öffentlichen
Dienstleistungsauftrages mit diesem Unternehmen besteht. Vor diesem Hintergrund bedarf es
der nachfolgenden Ergänzungen der allgemeinen Vorschrift zum Deutschlandticket.“

3. Ziffer 2 wird wie folgt geändert:

a) In Ziffer 2.1 Satz 1 wird im ersten Klammerzusatz die Angabe „2.3“ durch die Angabe „2.4“ ersetzt.

b) Nummer 2.2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird hinter dem Wort „teilzunehmen“ das Komma durch einen Punkt ersetzt.

bb) Der zweite Halbsatz des bisherigen Satzes 3 wird Satz 4 und wie folgt gefasst:
„Entsprechend sind die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmen-
ansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschie-
ßenden Einnahmen abzugeben.“

cc) Dem neuen Satz 4 wird folgender Satz 5 angefügt:
„Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem Deutschlandticket kein Nachteilsausgleich
in Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-Einnahmewert des jeweiligen Jahres
gemäß den Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 (Anlage 3) übersteigende Betrag ab-
zuführen.“

c) Nach Ziffer 2.2 wird folgende Ziffer 2.3 eingefügt:
„2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Ziffer 2.1 beinhaltet zudem die Beförderung von

Studierenden, Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden mit einem gültigen ermä-
ßigten Deutschlandticket (Ermäßigungsticket) gemäß Anlage 4. Die Verkehrsunternehmen
sind im Hinblick auf die Anerkennung des Ermäßigungstickets zudem berechtigt und ver-
pflichtet, bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermäßi-
gungsticket ist bei der bundesweiten Einnahmeaufteilung mit dem regulären Preis des
Deutschlandtickets ohne die ergänzende Ermäßigung in Bayern anzusetzen.“

d) Die bisherige Ziffer 2.3 wird Ziffer 2.4.
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4. Ziffer 4 wird wie folgt geändert:

a) Ziffer 4.1 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Ziffern 5.4.1 bis
5.4.8 der Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Perso-
nennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und
Landesmitteln vom 20. März 2023 (Muster-Richtlinien 2023) in der Anlage 3 für das Jahr 2023;
für die folgenden Jahre gelten diese Vorgaben unter Berücksichtigung der jeweils geltenden
Richtlinien Deutschlandticket sowie ggf. weitergehender Vorgaben insbesondere des Bundes,
des Freistaates Bayern oder der EU-Kommission für das jeweilige Jahr entsprechend. Dies gilt
gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket zum Deutschlandticket; dieses ist im ersten
Schritt der Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen wie das reguläre Deutschlandticket
zu berücksichtigen. Im zweiten Schritt ist sodann eine gesonderte Darstellung der Höhe der
zusätzlichen Ausgleichsleistungen für die Ermäßigungstickets nach Maßgabe der Richtlinien
über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öf-
fentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023
im Freistaat Bayern vom 06. Juli 2023 in Anlage 5 (Richtlinien Bayern 2023) erforderlich.“

bb) In Ziffer 4.1.1 Satz 1 werden nach den Wörtern „Berechnung der Ausgleichsleistungen“ die
Wörter „vom Verkehrsunternehmen gegenüber der für den Ausgleich nach § 45a PBefG zu-
ständigen Bezirksregierung“ eingefügt.

cc) Nach Ziffer 4.1.3 wird folgende Ziff. 4.1.4 angefügt:
„4.1.4 Für das Ermäßigungsticket, den Umstellungsaufwand und das digitale Nachweisver-

fahren bei dem Ermäßigungsticket für Studierende gilt Ziffer 4.3.5 der Richtlinien Bay-
ern 2023.“

b) In Ziffer 4.3.4 Satz 10 wird im Klammerzusatz die Angabe „5.5“ durch die Angabe „5.8“ ersetzt.

5. Ziffer 5 wird wie folgt geändert:

a) Ziffer 5.3 wird wie folgt gefasst:
„5.3 Für die Antragstellung des Landkreises Unterallgäu beim Freistaat Bayern gemäß Zif-

fer 7.1 der Muster-Richtlinien 2023 bzw. der jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket
am 30. September 2023 sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 14. August 2023 vor-
zulegen:

- Berechnungen bzw. eine Schätzung/Prognose der Höhe der voraussichtlichen Aus-
gleichsleistungen auf Grundlage der in Ziffer 5.4 Muster-Richtlinien 2023 genannten Be-
rechnungsmethode;

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß Ziffer 5.4.1 der
Muster-Richtlinien 2023 sowie weitere begründete Unterlagen; sofern entsprechende
Daten von der Verbundorganisation nicht zur Verfügung gestellt werden, hat das Ver-
kehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begründende Daten selbst vorzule-
gen;

- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets. Diese sind getrennt auszuwei-
sen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilli-
gendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach den einzelnen
solidarischen Semestertickets beziehungsweise ohne Semesterticket auszuweisen. Wo
möglich, sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden;
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- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das Ermäßigungsticket. Diese sind ge-
trennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubil-
dende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt
nach den einzelnen solidarischen Semestertickets beziehungsweise ohne (solidarisches)
Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen diese Prognosen von den Verbundor-
ganisationen erstellt werden.“

b) Nach Ziffer 5.3 wird folgende Ziff. 5.4 eingefügt:
„5.4 Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 31. März 2024

die nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise:

- die gemäß Ziffer 5.6 der Richtlinien Bayern 2023 ermittelte Anzahl der verkauften Ermä-
ßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den wei-
teren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den
Studierenden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets bezie-
hungsweise ohne Semesterticket darzustellen;

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Ermäßigungstickets
entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese gemäß Ziffer 4.3.5 der Richtlinien Bayern
2023 ausgeglichen werden.“

c) Die bisherigen Ziffer 5.4 und 5.5 werden Ziffer 5.5 und wie folgt gefasst:
„5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2025 die nachfolgend aufgeführten Daten und

Nachweise. Auf Anforderung sind die zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzu-
legen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das endgültige
Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 31. Januar
2025 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnah-
menaufteilung (jedoch nicht älter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur
findet ungeachtet der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt.

5.5.1 Für den Referenzzeitraum Mai bis Dezember 2019 sind die nachfolgenden Daten und
Nachweise vorzulegen:

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife,
Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif), in dem das Verkehrsunterneh-
men tätig ist;

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahraus-
weise und Erlöse differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie
die Höhe des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen
im gesamten Kalenderjahr 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern;

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen
der Monate Mai bis Dezember 2019 und die EAV sowohl für die hochgerechneten
als auch für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; hinzuzufügen sind auch be-
tragsmäßige Erlösminderungen aus Vertriebsprovisionen.

Falls plausibel dargelegt werden kann, dass eine monatliche Aufstellung nicht mög-
lich ist, sind jedenfalls die Zeiträume vor Einführung des Deutschlandtickets, nach
Einführung des Deutschlandtickets und nach Einführung des Ermäßigungstickets ge-
trennt darzustellen.
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5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezem-
ber 2023 beziehungsweise auf das jeweils abzurechnende Kalenderjahr hochgerech-
neten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen:

- für die im Referenzzeitraum (Ziffer 5.5.1) bestehenden Kartenarten und Preisstu-
fen die jeweilige Höhe des Tarifs;

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen
oder es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt, die mittels der
aus der Berechnung nach Ziffer 5.5.1.1 Satz 1 der Muster-Richtlinien 2023 abge-
leiteten durchschnittlichen prozentualen Tarifanpassung hochgerechneten Höhe
des jeweiligen rechnerischen Tarifs;

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar
2024;

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilome-
tern im Betriebsjahr 2023 und das Verhältnis zum Kalenderjahr 2019.

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf das
Kalenderjahr 2023 vorzulegen:

- die gemäß Ziffer 5.5.1.2 der Muster-Richtlinien 2023 ermittelten, anzusetzenden
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2023;

- die gemäß Ziffer 5.6 der Richtlinien Bayern 2023 ermittelte Anzahl der verkauften
Ermäßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studierenden so-
wie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende);
die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen
Semestertickets beziehungsweise ohne Semesterticket darzustellen;

- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung;
auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen;

- die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchfüh-
rung der Einnahmenaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen an-
wendet oder anerkennt; auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre vorzu-
legen;

- Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur Einnahmenauftei-
lung bei Gemeinschaftstarifen einschließlich der Zuordnung zum jeweils für den
öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder den eigenwirtschaftlichen Verkehr maß-
geblichen Zuständigkeitsgebiet für die Monate Mai bis Dezember 2023; sollte der
Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vorläufige Bescheinigung
des jeweiligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung beizubringen; der
Nachweis ist in diesem Fall schnellstmöglich nachzureichen;

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandti-
ckets entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Muster-
Richtlinien 2023 ausgeglichen werden;

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Ermäßigungsti-
ckets entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese gemäß Ziffer 4.3.5 der Richtli-
nien Bayern 2023 ausgeglichen werden;
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- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlun-
gen auf Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX nach Maßgabe von Ziffer 5.4.1 der Mus-
ter-Richtlinien 2023;

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vor-
schriften nach Maßgabe von Ziffern 5.4.1 und 5.4.3 der Muster-Richtlinien 2023;

- Nachweise über positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in
Bezug auf Vertriebsprovisionen, die sich aus der Anerkennung des Deutschlandti-
ckets für die Monate Mai bis Dezember 2023 ergeben;

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen Erlösminde-
rungen aus Vertriebsprovisionen bzw. Einsparungen von Vertriebsprovisionen.

5.5.4 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf die
gesamte Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags bzw. die gesamte Laufzeit
der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zugrundeliegenden Liniengenehmigungen
vorzulegen:

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife
und Tickets (kassentechnische Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalender-
monaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife
und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwen-
det;

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahr-
gelderlöse differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preis-
stufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Ta-
rife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich sind
bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die endgül-
tigen Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnahmenauf-
teilungen;

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und
Tarifsorte) und Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und
Personenkilometern), soweit diese Daten im Rahmen der jeweiligen Einnahmen-
aufteilung zu Grunde gelegt werden;

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Min-
dereinnahmen) einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese
sind von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandti-
ckets und den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugren-
zen, sodass ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist;

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Ziffer 4.3.4 ein-
schließlich Bestätigung der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vor-
schrift geregelten Anforderungen sowie der korrekten Ermittlung und sachlichen
Richtigkeit der Daten;

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten.“

d) In Ziffer 5.7 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Im Einzelfall können bei Bedarf Abweichungen oder Konkretisierungen zu den im Rahmen dieser
allgemeinen Vorschrift geregelten Nachweispflichten geregelt werden.“
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6. Ziffer 6 wird wie folgt geändert:

a) In Ziffer 6.1 wird in Satz 2 die Angabe „90 Prozent“ durch die Angabe „100 Prozent“ ersetzt.

b) In Ziffer 6.2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
„Der Betreiber des Online-Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung
personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.“

c) Nach Ziff. 6.2 wird folgende Ziff. 6.3 eingefügt:
„6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Ziffern 6.1 und 6.2 gewährt der Landkreis Un-

terallgäu Abschlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen für die Mindereinnahmen aus
dem Ermäßigungsticket wie folgt: Zum 15. August 2023 kann eine erste Prognose der vo-
raussichtlich verkauften Ermäßigungstickets bei der Antragsstellung der Abschlagszahlung
angegeben werden. Zudem können Abschlagszahlungen jeweils zum 15. des auf den Verkauf
folgenden Monats über das Portal https://dtby.intraplan.de/site/login beantragt werden.
Hierzu ist dort die Anzahl der jeweils verkauften Ermäßigungstickets zu melden. Die auf
Grundlage des Antrags zum 15. August 2023 erfolgten Abschlagszahlungen werden verrech-
net. Das Unternehmen kann sich zu der Antragsstellung auch eines Dienstleisters bedienen.
Der Betreiber des Online-Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbei-
tung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen er-
forderlich ist.“

d) Die bisherige Ziffer 6.3 wird Ziffer 6.4 und die Wörter „Ziffer 6.1. Dies“ werden durch die Wörter
„Ziffern 6.1 und 6.3. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen“ ersetzt.

7. Ziffer 8 wird wie folgt geändert:

a) In Ziffer 8.1 wird Satz 2 wie folgt gefasst:
„Die Verpflichtung nach den Ziffern 2.1 und 2.2 tritt zum 01. Mai 2023 in Kraft. Die Verpflichtung
nach Ziffer 2.3 tritt zum 01. September 2023 in Kraft.“

b) Ziffer 8.2 wird nach Satz 1 folgender Text eingefügt:
„Die Abwicklung des Verfahrens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Jahr 2023
wird auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den Regelungen dieser allgemeinen
Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die Ver-
kehrsunternehmen und Durchführung der Schlussabrechnung durch den Landkreis Unterallgäu).“

8. Im Anlagenverzeichnis werden nach Anlage 3 folgende Anlagen 4 und 5 angefügt:

Anlage 4 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket für Auszubil-
dende, Studierende und Freiwilligendienstleistenden (Ermäßigungsticket)

Anlage 5 Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter
Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschland-
ticket im Jahr 2023 im Freistaat Bayern vom 06. Juli 2023 (Richtlinien Bayern 2023)

Artikel 2

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben
werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch
einreichen.

Mindelheim, 28. Juli 2023
LANDRATSAMT UNTERALLGÄU

Alex Eder
Landrat
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Anlage 4: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket für Auszubildende,
Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket)

1 Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets

Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets in
der jeweils geltenden Fassung (vgl. Anlage 1). Dies umfasst insbesondere die monatliche Kündbarkeit
und den digitalen Vertrieb.

2 Definition Ermäßigungsticket

Das Ermäßigungsticket als Tarifangebot für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleis-
tende im Freistaat Bayern ist eine beim Erwerb rabattierte Version des Deutschlandtickets. Das Er-
mäßigungsticket ist um 20 Euro gegenüber dem regulären Deutschlandticket reduziert. Der Ermäßi-
gungsbetrag wird vom Freistaat Bayern finanziert.

3 Berechtigtenkreis

3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungstickets berechtigt:

a) Auszubildende (zur Definition siehe 3.2),
b) Studierende (zur Definition siehe 3.3),
c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe 3.4).

3.2 Als Auszubildende werden definiert:

• Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz
(BBiG) und vergleichbare Fälle. Dies umfasst Menschen mit Behinderung und Menschen, die von
einer Behinderung bedroht sind, die eine Ausbildung im Rahmen eines Berufsbildungswerkes
absolvieren. Den Auszubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind vergleichbar die Teil-
nehmenden an Vorschaltmaßnahmen der arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit in Jugend-
werkstätten in Vorbereitung auf eine Ausbildung.

• Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-fachschule gemäß Art. 11, 13 Bayerisches Ge-
setz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem vergleichbar sind Schülerinnen
und Schüler am Lehrgang geprüfte agrartechnische Assistentinnen und Assistenten nach der
Lehrgangsordnung für staatlich geprüfte agrartechnische Assistentinnen und Assistenten.

• Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern und des Staats-
instituts für die Ausbildung von Förderlehrern gemäß Art. 120 BayEUG (in Verbindung mit Zulas-
sungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften
beziehungsweise Studienordnung für das Staatsinstitut für die Ausbildung von Förderlehrern).

• Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG.
• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene I und II in der Ausbil-

dungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz (LlbG).

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Auszubildende
anerkannt werden, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind.
Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in Bayern liegen.

3.3 Als Studierende werden definiert:

• Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz
(BayHIG)

• Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 BayHIG
• Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG
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• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene III in der Ausbildungs-
zeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 LlbG und vergleichbare Studierende, welche die Qualifikation
für eine Fachlaufbahn außerhalb eines Beamtenverhältnisses erwerben (zum Beispiel Studie-
rende im Sinne des Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz über die Hochschule für den öffentlichen Dienst).

Studierende neuer Einrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Studierende anerkannt wer-
den, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind.

Maßgeblich für den Erwerb ist der Studienort in Bayern.
Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den am gemein-
samen Semesterticket beteiligten Hochschulen den Erwerb des Ermäßigungstickets ermöglichen,
wenn alle der im Folgenden aufgeführten Voraussetzungen erfüllt sind:

− Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb Deutschlands in einem
bundesländerübergreifenden lokalen Verkehrsverbund mit einem gemeinsamen Semesterticket
für die bayerischen und außerbayerischen Hochschulen.

− Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.
− Im Bundesland des Studienortes gibt es für den Studierenden kein Angebot für ein ermäßigtes

Deutschlandticket für Studierende.

3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten:

• Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst
und

• Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (Frei-
williges soziales Jahr/Freiwilliges ökologisches Jahr, etc.)

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.

4 Startzeitpunkt

Das Ermäßigungsticket für Studierende wird ab dem studienortbezogenen Wintersemester 2023/24
eingeführt, für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende ab 1. September 2023.

5 Zeitliche Berechtigung zum Neubezug

Ein Neubezug des Ermäßigungstickets (durch Neuabschluss bzw. Wiederaufleben eines Abo-Ver-
trags) ist, solange keine taggenaue Gültigkeit des Deutschlandtickets gegeben ist, für all jene gesam-
ten Monatszeiträume möglich, in denen mindestens zehn Kalendertage im nachgewiesenen Berech-
tigungszeitraum (Semester, Ausbildungsjahr, Dienstzeitraum etc.) liegen.

6 Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung für Studierende

6.1 Berücksichtigung eines geleisteten Solidarbeitrages Der Gesamtpreis für das Ermäßigungsticket in-
klusive des geleisteten Beitrages für ein vor Ort bestehendes solidarisches Semesterticket (sofern
vorhanden) liegt 20 Euro unter dem jeweils aktuellen Preis des regulären Deutschlandtickets (Ge-
samtpreis zum Start im Jahr 2023: 29 Euro je Monat). Beim Erwerb durch Studierende, deren Studie-
rendenwerk für sie ein verpflichtendes solidarisches Semesterticket vereinbart hat, ist von den Ver-
triebsstellen des Ermäßigungstickets (z.B. Verkehrsunternehmen bzw. sonstige für den Vertrieb ver-
antwortlichen Stellen wie z.B. Verbundorganisationen oder Vertriebsdienstleister) der durch den Stu-
dierenden geleistete Solidarbeitrag für ein Semesterticket mit einem Sechstel beim Bezugspreis des
Ermäßigungstickets monatlich anzurechnen.
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6.2 Ende der Bezugsberechtigung

Wurde innerhalb des ersten Kalendermonats des Folgesemesters kein Berechtigungsnachweis für
das Folgesemester erbracht, entfällt die Berechtigung zum Erwerb des Ermäßigungstickets. In diesem
Fall muss die Vertriebsstelle das Abonnement entweder als reguläres Deutschlandticket ohne Ermä-
ßigung fortführen und den hierfür jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis erheben oder das
Abonnement kündigen.

7 Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets

7.1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende

Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und danach
spätestens nach Ablauf von 12 Monaten ab Erwerbsdatum durch ein geeignetes Verfahren durch die
Vertriebsstelle des Ermäßigungstickets zu prüfen. Beim Erwerb im Jahr 2023 ist die erstmalige Prü-
fung innerhalb von höchstens drei Monaten ab Erwerbsdatum vorzunehmen, später unmittelbar. Die
Berechtigungsprüfung soll auch unterjährig durchgeführt werden können; das Prüfungsergebnis gilt
jeweils für 12 Monate, maximal jedoch bis zum Ablauf der Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Vertriebs-
stelle kann auch kürzere Fristen vorsehen. Hierbei ist primär ein vom Freistaat bereitgestelltes, ein-
heitliches Formular als Berechtigungsnachweis zu nutzen. Das genaue Verfahren sowie mögliche Al-
ternativen werden im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßi-
gungstickets“ definiert.

7.2 Berechtigungsprüfung für Studierende

Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und danach
mindestens zu Beginn jedes Semesters zu prüfen. Beim Erwerb im Jahr 2023 ist die erstmalige Prü-
fung innerhalb von höchstens drei Monaten ab Erwerbsdatum vorzunehmen, später unmittelbar.
Hierbei sollte nach Möglichkeit ein elektronischer Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (so-
genanntes „Shibboleth-Verfahren“) genutzt werden. Das genaue Verfahren sowie mögliche Alterna-
tiven werden im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungsti-
ckets“ definiert. Für Trimester gilt sinngemäß dasselbe wie für Semester.

7.3 Behandlung von Ermäßigungstickets im Ausgleichsverfahren

Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprüfung gemäß Ziffer 7.1 bei Auszubilden-
den und Freiwilligendienstleistenden und Ziffer 7.2 bei Studierenden sowie die im Anhang „Regelun-
gen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ definierten Kriterien einge-
halten hat, werden vom Freistaat Bayern auch bereits ohne gültigen Berechtigungsnachweis ausge-
gebene Ermäßigungsticket im Rahmen des Ausgleichsanspruchs akzeptiert.

Ergibt eine nachträglich durchgeführte Berechtigungsprüfung, dass im bereits vergangenen Bezugs-
zeitraum keine Berechtigung für einen Erwerb des Ermäßigungstickets bestand, dann muss die Ver-
triebsstelle das Abonnement entweder als reguläres Deutschlandticket ohne Ermäßigung fortführen
und den hierfür jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis erheben, oder das Abonnement kündi-
gen.

7.4 Erstattung gegenüber Berechtigten in der Einführungsphase

In der Einführungsphase bis zum 31.01.2024 des Ermäßigungstickets ist es zulässig, dass die Ermäßi-
gung von 20 Euro gegenüber dem regulären Deutschlandticket erst nachträglich innerhalb eines an-
gemessenen Zeitraums, im Regelfall innerhalb von drei Monaten, dem Berechtigten von der jeweili-
gen Vertriebsstelle erstattet wird.

Anhang: Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets
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Anlage 5

97-B

Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter
Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem

Deutschlandticket im Jahr 2023 im Freistaat Bayern
(Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2023)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr

vom 6. Juli 2023, Az. 52-3507.1-1-4

1Der Freistaat Bayern gewährt nach Maßgabe des Art. 53 der Bayerischen Haushaltsordnung
(BayHO), der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, der dazu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften sowie dieser Richtlinien Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter
Ausgaben der Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV) einschließlich des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) im Zusammenhang mit der Ein-
führung des Deutschlandtickets. 2Dies umfasst auch das ermäßigte Deutschlandticket gemäß der
Anlage zu diesen Richtlinien. 3Die Leistungen erfolgen ohne Rechtsanspruch im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

1. Zweck der Billigkeitsleistungen

Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfänger im Freistaat Bayern,
deren Ausgaben in den Monaten Mai bis Dezember 2023 aufgrund der Einführung des Deutsch-
landtickets und des ermäßigten Deutschlandtickets für Auszubildende, Studierende und Freiwil-
ligendienstleistende (Ermäßigungsticket) durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen oder
Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jah-
res 2019 nicht durch Einnahmen aus Fahrgeldern und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht
die Umsetzung des Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 gedeckt werden können.

2. Leistungsempfänger

2.1 Empfänger sind Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des ÖPNV im Sinne des Ge-
setzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG).

2.2 1Nur soweit Aufgabenträger oder Aufgabenträgerorganisationen bis zum 31. Dezember 2023
keine Regelung im Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 4 Regionalisierungsgesetz (RegG) getroffen haben,
sind für den Zeitraum vom 1. Mai 2023 bis zum 30. September 2023 Empfänger auch öffentliche
und private Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebsführer
nach dem Personenbeförderungsgesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 ÖPNV auf dem
Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages Beförde-
rungsleistungen im ÖPNV beziehungsweise im SPNV erbringen. 2Für die Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen ist eine getrennte Antragstellung und Bewilligung für die jeweiligen Regionalberei-
che zulässig.



- 194 -

KABl. Nr. 32/2023

3. Leistungsvoraussetzungen

1Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht erlösverantwortlich sind, leiten sie die Bil-
ligkeitsleistungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in entspre-
chender Anwendung der Nr. 4.3 und nach den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
mittels allgemeiner Vorschriften oder öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder über andere
beihilferechtlich zulässige Instrumente diskriminierungsfrei weiter. 2Die Erlösverantwortlichen
sind zu verpflichten, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschland-
ticket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmen-
ansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschie-
ßende Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.

4. Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistungen

4.1 Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung gemäß § 53 BayHO.

4.2 Es erfolgt ein Ausgleich in Höhe von 100 Prozent der ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausga-
ben.

4.3 Die ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:

4.3.1 1Für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif, Beförde-
rungsbedingungen DB (BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen den um die je-
weiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2023 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnah-
men der Monate Mai bis Dezember 2019 und den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der jewei-
ligen Monate des Jahres 2023 nach Maßgabe der Nrn. 4.3.1.1 und 4.3.1.2 ausgleichsfähig. 2Maß-
gebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer). 3Die Verbundorganisa-
tionen haben den Empfängern die für die Antragstellung erforderlichen Daten zu liefern. 4Ein-
nahmen aus dem erhöhten Beförderungsentgelt werden nicht berücksichtigt.

4.3.1.1 1Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 hoch-
gerechneten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat verkauf-
ten beziehungsweise dem Verbund gemeldeten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und
Preisstufe der Monate Mai bis Dezember 2019 mit den für diese Kartenart und für die im Gül-
tigkeitszeitraum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2023 genehmigten
Preisen zu multiplizieren. 2Preisanpassungen, die ab dem 1. Mai 2023 wirksam wurden, sind im
Wesentlichen gleichmäßig für alle Kartenarten und alle Preisstufen vorzunehmen. 3Lassen sich
in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen oder handelt es sich um stück-
zahlunabhängige Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung nach Satz 1 abgeleitete durch-
schnittliche prozentuale Tarifanpassung für die Hochrechnung maßgebend. 4Wenn aufgrund ei-
ner grundlegenden Änderung der Tarifstruktur, die nach dem 15. Januar 2023 wirksam wurde,
ein Vergleich zu den Tarifarten und Preisstufen des Jahres 2019 nicht möglich ist, können die
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 ermittelt
werden. 5Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Ja-
nuar 2023 abgesenkt, sind für diese Tickets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis
des Preisstandes zum 1. Januar 2023 zu ermitteln. 6Die nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelten hoch-
gerechneten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhältnis der Veränderung der tatsächlich erbrachten
Betriebsleistungen in Fahrzeug-, Wagen- beziehungsweise Zug-Kilometern im Kalenderjahr 2023
gegenüber dem Kalenderjahr 2019 im Gebiet des Empfängers nach Nr. 2.1 fortzuschreiben. 7Als
Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der prozentualen Steigerung beziehungsweise
prozentualen Verminderung der Betriebsleistungen im Gebiet des Empfängers nach Nr. 2.1 an-
zusetzen.
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8Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des Deutschlandtickets entfallenden prog-
nostizierten Einnahmesteigerungen aus positiven Verkehrsmengeneffekten werden die nach
den Sätzen 1 bis 5 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 1,3 Prozent erhöht. 9Unterschreitet die
Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach Einnahmenaufteilung im jeweiligen Bun-
desland zum 31. Januar 2024 die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten zum 30. Ap-
ril 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach den Sätzen 1 bis 7 ermittelten Fahrgeldeinnah-
men um den über die Bagatellgrenze von 5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz für alle Emp-
fänger im Land abzusenken. 10Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT,
dem BBDB-Tarif sind die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmenaufteilung
unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2023 der jeweiligen Verbundorga-
nisation zu verteilen, der ohne die Einführung des Deutschlandtickets gegolten hätte.

4.3.1.2 1Zur Berechnung der beim Deutschlandticket anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen
der Monate Mai bis Dezember 2023 sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen einschließlich
der Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. 2Für Jobtickets zum Deutsch-
landticket sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen ansetzbar, soweit dabei die abgestimmten
bundeseinheitlichen Rabattierungen angewendet wurden. 3Für das Ermäßigungsticket zum
Deutschlandticket sind bei der Ermittlung der Fahrgeldeinnahmen die regulären Einnahmen aus
dem Deutschlandticket ohne ergänzende Ermäßigung anzusetzen. 4Die Vornahme weiterer Ab-
setzungen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket insbesondere für die De-
ckung von Vertriebsaufwendungen ist nicht zulässig. 5Wurden die Preise für Tickets mit nicht
deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind bei der Ermittlung der
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen für die Berechnung des Ausgleichs für alle Tickets mit nicht
deutschlandweiter Gültigkeit mit Ausnahme von im Solidarmodell verkauften Studierendenti-
ckets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar 2023 geltenden gegebenenfalls den Preis des
Deutschlandtickets auch übersteigenden Preisen anzusetzen. 6Bei Verbundtarifen, Übergangs-
tarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket sind die so ermit-
telten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmenaufteilung unter Zugrundele-
gung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2023 der jeweiligen Verbundorganisation sowie ge-
mäß der Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket zu verteilen.

4.3.2 1Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch Sozialge-
setzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Art. 3 Abs. 6 des Gesetzes
vom 9. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2075) geändert worden ist, sind die um die Tarifanpassungen
gemäß Nr. 4.3.1.1 hochgerechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen des Zeitraumes
Mai bis Dezember 2019 beziehungsweise die nach Maßgabe der Nr. 4.3.1.2 errechneten erstat-
tungsfähigen Fahrgeldeinnahmen für den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 zu ermitteln und für
diese die Erstattungsleistung aufgrund der jeweiligen für das entsprechende Jahr festgelegten
oder nachgewiesenen Vomhundertsätze (2019 für hochgerechnete und 2023 für Ist-Fahrgeld-
einnahmen 2023) zu berechnen. 2Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne
Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Ta-
rif und dem Deutschlandticket gemäß der nach Nr. 4.3.1.1 für die hochgerechneten erstattungs-
fähigen Fahrgeldeinnahmen beziehungsweise gemäß Nr. 4.3.1.2 für die tatsächlichen erstat-
tungsfähigen Fahrgeldeinnahmen maßgebenden Einnahmenaufteilung. 3Ausgleichsfähig ist die
Differenz der so errechneten Beträge für die jeweiligen Verkehrsleistungen.

4.3.3 1In entsprechender Weise ist die ebenfalls ausgleichsfähige Minderung anderer Ausgleichszah-
lungen aus allgemeinen Vorschriften zu berechnen. 2Einsparungen der Empfänger nach 2.1 bei
Leistungen aus allgemeinen Vorschriften sind gegenzurechnen.
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4.3.4 1Ausgleichsfähig sind darüber hinaus erhöhte Ausgaben für die Anpassung der Vertriebspro-
zesse zur Einführung des Deutschlandtickets. 2Dabei wird für jeden zum Stichtag 30. April 2023
beim Empfänger beziehungsweise den in wirtschaftlicher Verantwortung stehenden Verkehrs-
unternehmen in einem vor dem Deutschlandticket angebotenen Abonnement gebundenen
Kunden eine einmalige Umstellungspauschale in Höhe von 15 Euro gewährt. 3Abonnements sind
Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen Gültigkeit von mehr als einem Monat. 4Dazu zählen auch Se-
mestertickets sowie Monatskarten, die von Unternehmen ausgegeben werden, die keine Abon-
nements im gesamten Tarifangebot haben und mindestens vier dieser Monatskarten im Zeit-
raum 1. Mai 2022 bis 30. April 2023 nachweislich an denselben Kunden oder dieselbe Kundin
verkauft haben. 5Voraussetzung um für alle zum Stichtag 30. April 2023 beim Empfänger bezie-
hungsweise den in wirtschaftlicher Verantwortung stehenden Verkehrsunternehmen gebunde-
nen Kunden im Sinne des Satzes 2 eine Umstellungspauschale zu erhalten ist, dass zum Stichtag
31. Dezember 2023 eine Anzahl an Kunden, die mindestens 60 Prozent des Abo-Kundenbestands
vom 30. April 2023 beträgt, im Deutschlandticket beim Empfänger beziehungsweise dem in wirt-
schaftlicher Verantwortung stehenden Verkehrsunternehmen gebunden ist. 6Wenn unter
60 Prozent, aber mehr als 30 Prozent des Kundenbestandes vom 30. April 2023 zum Stichtag
31. Dezember 2023 beim jeweiligen Empfänger beziehungsweise Unternehmen gebunden ist,
erhält der Empfänger beziehungsweise das Unternehmen 50 Prozent des sich aus Satz 2 erge-
benden Wertes. 7In besonders begründeten Einzelfällen kann eine gesonderte Regelung getrof-
fen werden. 8Zuzüglich wird pauschal für jedes zum 30. April 2023 vorhandene auf die Kontrolle
des Deutschlandtickets ertüchtigte Kontrollgerät und für die Kontrolle des Deutschlandtickets
im Jahr 2023 beschaffte Kontrollgerät eine einmalige Umstellungspauschale zur Kompensation
der Kontrollmehrausgaben in Höhe von 317 Euro gewährt. 9Es ist durch geeignete Regelungen
mit den für den Vertrieb und Kontrolle beauftragten Partnern sicherzustellen, dass die Pauscha-
len sachgerecht ausgereicht werden.

4.3.5 1Der Ausgleich für die ergänzende Ermäßigung des Ermäßigungstickets ergibt sich aus der Diffe-
renz zwischen den nach Nr. 4.3.1.2 Satz 3 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsäch-
lichen Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Ermäßigungstickets. 2Für den Umstellungsauf-
wand und das digitale Nachweisverfahren bei dem Ermäßigungsticket für Studierende erhalten
die Vertriebsstellen (Verkehrsunternehmen beziehungsweise sonstige für den Vertrieb verant-
wortlichen Stellen wie zum Beispiel Verbundorganisationen) bei der Umsetzung der monatli-
chen Kündbarkeit des Ermäßigungstickets für Studierende zum Wintersemester 2023/24 eine
Abschlagszahlung für die Umstellung der Vertriebssysteme von einmalig fünf Euro für jeden Stu-
dierenden bis zu einem Höchstbetrag von 200 000 Euro je Standort einer Hochschule. 3Für die
Weiterentwicklung oder Anpassung der Systeme in Richtung eines automatisierten Vertriebs
und Vorarbeiten hierzu erhalten die Vertriebsstellen als Abschlagszahlung eine einmalige Leis-
tung von fünf Euro für jeden Auszubildenden beziehungsweise Freiwilligendienstleistenden. 4Die
Abschlagszahlungen nach den Sätzen 2 und 3 werden nur dann gewährt, wenn der Berechtigte
das Ermäßigungsticket bei der Vertriebsstelle bezogen hat. 5Ist bei Antragstellung bereits er-
sichtlich, dass die tatsächlichen Kosten geringer ausfallen als die Abschlagszahlungen nach den
Sätzen 2 und 3, so ist dies der Bewilligungsbehörde im Antragsverfahren (vergleiche Nr. 6 dieser
Richtlinie) mitzuteilen. 6Die Höhe der Abschlagszahlung beläuft sich sodann auf die voraussicht-
lich anfallenden Kosten.

4.3.6  Mit der Ausgabe des Deutschlandtickets verbundene Minderungen von Erlösen aus Vertriebs-
provisionen eines Empfängers innerhalb von Tarifbereichen sind erstattungsfähig.
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4.3.7  Von dem nach den Nrn. 4.3.1 bis 4.3.6 ermittelten Ausgleich sind in direktem ursächlichem
Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets vermiedene oder ersparte
Aufwendungen durch verringerte Vertriebsprovisionen, soweit diesen keine rechtskräftig
festgestellten oder zwischen den Parteien unbestrittenen Deutschlandticket bedingten
Forderungen des Vertriebsdienstleisters auf Anpassung der Vergütung aus ergänzender
Vertragsauslegung oder nach § 313 BGB gegenüberstehen, in Abzug zu bringen.

4.3.8  Die Summe der gemäß den Nrn. 4.3.1 bis 4.3.6 errechneten Minderungen abzüglich der vermie-
denen oder ersparten Aufwendungen gemäß Nr. 4.3.7 ist der ausgleichsfähige Ausgleichsbetrag.

4.3.9 1Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger
und können die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im jeweiligen
Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden, sind diese auf der Grundlage der im Gebiet des
jeweiligen Aufgabenträgers erbrachten Fahrzeug-, Wagen- beziehungsweise Zugkilometer des
Kalenderjahres 2023 den Aufgabenträgern zuzuordnen. 2Die beteiligten Aufgabenträger oder
Bewilligungsbehörden können eine abweichende Aufteilung vereinbaren.

4.4 Sofern Empfänger Abschlagszahlungen auf der Grundlage der Nr. 1 des Erlasses des Staatsmi-
nisteriums für Wohnen, Bau und Verkehr vom 25. April 2023, Az. 52-3507.1-14-14 erhalten ha-
ben, sind diese auf den nach Nr. 4.3 ermittelten Ausgleichsbetrag anzurechnen.

4.5 1Neben dem nach Nr. 4.3 ermittelten Ausgleichsbetrag erhalten Verkehrsverbünde, die Ver-
kehrsunternehmen des verbundfreien Raumes im Rahmen des Vertriebs sowie der Einnahmen-
aufteilung beim Deutschlandticket unterstützen (Verbund-Patenschaften), für im Rahmen der
Unterstützung zu leistende tatsächliche Aufwendungen einen Ausgleich in Form einer Einmal-
zahlung in Höhe von maximal 60 000 Euro je Verkehrsverbund. 2Bereits erhaltene Einmalzahlun-
gen auf der Grundlage der Nr. 2 des Erlasses des Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Ver-
kehr vom 25. April 2023, Az. 523507.1-1-4-14 sind anzurechnen.

5. Sonstige Bestimmungen

5.1 1Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeitsleistungen an Verkehrsunternehmen
eine Überkompensation der aus der Einführung des Deutschlandtickets einschließlich des Ermä-
ßigungstickets resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. 2Soweit die beihil-
ferechtliche Rechtfertigung aus der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erfolgt, dürfen bei der Über-
kompensationsprüfung aus Gründen der Gleichbehandlung als Maßstab auch nur die Mindest-
anforderungen aus dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zur Anwendung kommen.
3Der finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der Summe der (positiven oder negativen) Aus-
wirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens
zur Anerkennung und Anwendung des Deutschlandticket-Tarifs auf die Einnahmen des Ver-
kehrsunternehmens sowie auf seine Kosten, soweit diese als zusätzlicher Nachteil vom Ver-
kehrsunternehmen bei der Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden oder soweit das
Verkehrsunternehmen aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets Kosten erspart; sonstige
Kosten des Verkehrsunternehmens sind nicht Gegenstand dieser Überkompensationskontrolle.

5.2 Die Empfänger sind zu verpflichten, dass die Unternehmen verpflichtet werden, die nach
Nr. 4.3.4 dieser Richtlinie unterstützte Kontrollinfrastruktur drei Jahre im ÖPNV in Deutschland
einzusetzen.

5.3 1Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um subventionserhebli-
che Tatsachen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass Subventionsbetrug
nach dieser Vorschrift strafbar ist. 2Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen.
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5.4 Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass bis zum 20. eines Monats für
den Vormonat alle Verkäufe des Deutschlandtickets einschließlich der Verkäufe des Ermäßi-
gungstickets, wobei hier der nicht ermäßigte Kaufpreis anzusetzen ist, an die von der Arbeitsge-
meinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifver-
bund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesver-
band SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden.

5.5 1Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2025 die tatsächlich entstandenen nicht
gedeckten Ausgaben und Einsparungen auf der Grundlage der in Nr. 4.3 genannten Berech-
nungsmethode nachzuweisen. 2Dem Nachweis sind insbesondere Bestätigungen der Verbund-
organisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und die
Einnahmeaufteilungen sowohl für die nach Nr. 4.3.1.1 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen als
auch für die nach Nr. 4.3.1.2 ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis
Dezember 2023 sowie eine Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers über die Fahrgeldeinnah-
men der Jahre 2019 und 2023 im Haustarif beziehungsweise nach BBDB beizufügen. 3Den Bestä-
tigungen der Verbundgesellschaften sind auch die betragsmäßigen Erlösminderungen aus Ver-
triebsprovisionen beziehungsweise Einsparungen von Vertriebsprovisionen je Leistungsempfän-
ger hinzuzufügen. 4Weiterhin ist jeder Leistungsempfänger zu verpflichten, dem Nachweis die
Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne der Nr. 4.3.1.1 zu den Stichtagen 30. Ap-
ril 2023 und 31. Januar 2024 beizulegen. 5Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen an-
fordern.

5.6 1Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2025 die Anzahl der verkauften Ermäßi-
gungstickets nachzuweisen. 2Diese Zahlen und daraus resultierende Mindereinnahmen sind ge-
trennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und
Freiwilligendienstleistende). 3Die Angaben betreffend die Studierenden sind getrennt nach den
einzelnen solidarischen Semestertickets beziehungsweise ohne Semesterticket darzustellen.

5.7 Die Empfänger von Leistungen für Zwecke gemäß Nrn. 4.3.5 Sätze 2 und 3 sind zu verpflichten,
bis spätestens 30. Juni 2024 die tatsächlichen Aufwendungen für diese Zwecke nachzuweisen.

5.8 Die Empfänger von Leistungen gemäß Nr. 4.5 sind zu verpflichten, bis spätestens 30. Juni 2024
die tatsächlichen Aufwendungen für den Zeitraum April 2023 bis Mai 2024 nachzuweisen.

5.9 1Billigkeitsleistungen, die über den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach Maß-
gabe der Nr. 4.3.1 beziehungsweise die tatsächlichen Aufwendungen für Zwecke gemäß den
Nrn. 4.3.5 Sätze 2 und 3 sowie 4.5 hinausgehen, sind vom Empfänger zurückzufordern. 2In der
Regel sind die zurückgeforderten Beträge nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist er-
stattet werden. 3Sollte sich herausstellen, dass der tatsächliche ausgleichsfähige Betrag den
prognostizierten übersteigt, ist eine Anpassung der gewährten Billigkeitsleistung vorzunehmen.
4Satz 3 gilt nicht für die Leistungen nach den Nrn. 4.3.5 Satz 2 und 3 sowie 4.5.

6. Verfahren

6.1 1Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistungen ist bis zum 30. September 2023 zu stellen.
2Die Bewilligungsbehörde kann verspätete Anträge zulassen. 3Der Antrag hat die Berechnung
beziehungsweise Schätzung der voraussichtlichen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grundlage
der in der Nr. 4.3 genannten Berechnungsmethode sowie eine Erklärung zur Höhe der bereits
erhaltenen Abschlagszahlungen im Sinne der Nr. 4.4 zu enthalten. 4Sofern ein Antrag auf Ein-
malzahlung gemäß Nr. 4.5 gestellt wird, sind die unterstützenden Verkehrsverbünde und die
Verkehrsunternehmen, die unterstützt werden, anzugeben. 5Sofern ein Antrag auf Leistungen
gemäß Nr. 4.3.5 Satz 2 oder 3 gestellt wird, sind Angaben über die Anzahl der verkauften Ermä-
ßigungstickets differenziert nach den Berechtigtengruppen vorzusehen.
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6.2 1Bewilligungsbehörde für die Unternehmen des Schienenpersonennahverkehrs und die Bayeri-
sche Eisenbahngesellschaft mbH ist das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr. 2Be-
willigungsbehörde für die übrigen Antragsteller ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Leis-
tungsempfänger seinen Sitz hat.

6.3 Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß der
Nr. 4.3.1 sowie weitere begründende Unterlagen beizufügen.

6.4 1Die Empfänger der Billigkeitsleistungen dieser Richtlinien können einen vereinfachten Antrag
auf vorläufigen Ausgleich und Auszahlung stellen. 2Das Staatsministerium für Wohnen, Bau und
Verkehr kann hierfür im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen und für Heimat
ergänzend Regelungen über Abschlagszahlungen treffen.

6.5 Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid näher geregelt.

6.6 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Empfängern der Leistungen Prüfungen gemäß
Art. 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayHO durchzuführen.

7. Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 6. Juli 2023 in Kraft und endet am 30. Juni 2025.
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Anlage
(zu den Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2023)

Ermäßigtes Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende
und Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern

Die Einführung des ermäßigten Deutschlandtickets (Ermäßigungsticket) als Tarifangebot für Auszubil-
dende, Studierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern erfolgt entsprechend der gesetz-
lichen Zuständigkeiten und Bestimmungen der jeweiligen Aufgabenträger des ÖPNV. Es ist eine beim Er-
werb rabattierte Version des Deutschlandtickets. Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Ta-
rifbestimmungen des Deutschlandtickets in der jeweils gültigen Fassung. Das Ermäßigungsticket ist um
20 Euro gegenüber dem regulären Deutschlandticket reduziert. Der Ermäßigungsbetrag wird vom Frei-
staat Bayern finanziert.

Das Ermäßigungsticket für Studierende wird ab dem studienortbezogenen Wintersemester 2023/24 ein-
geführt, für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende ab 1. September 2023.
Im Übrigen wird hinsichtlich des Erwerbs des ermäßigten Deutschlandtickets einschließlich der Verfahren
für Berechtigtennachweise sowie besonderer Bestimmungen für Studierende auf die jeweiligen Regelun-
gen in den Allgemeinen Vorschriften der Aufgabenträger beziehungsweise der öffentlichen Dienstleis-
tungsaufträge verwiesen.

Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungstickets berechtigt:

1. Auszubildende

Als Auszubildende werden definiert:

• Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und
vergleichbare Fälle. Dies umfasst Menschen mit Behinderung und Menschen, die von einer Behinde-
rung bedroht sind, die eine Ausbildung im Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den Aus-
zubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind vergleichbar die Teilnehmenden an Vorschaltmaß-
nahmen der arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit in Jugendwerkstätten in Vorbereitung auf eine
Ausbildung.

• Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-fachschule gemäß Art. 11, 13 Bayerisches Gesetz
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem vergleichbar sind Schülerinnen und Schü-
ler am Lehrgang geprüfte agrartechnische Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung
für staatlich geprüfte agrartechnische Assistentinnen und Assistenten.

• Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern und des Staatsinstituts
für die Ausbildung von Förderlehrern gemäß Art. 120 BayEUG (in Verbindung mit Zulassungs-, Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften beziehungsweise Stu-
dienordnung für das Staatsinstitut für die Ausbildung von Förderlehrern).

• Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG.
• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene I und II in der Ausbildungszeit

nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz (LlbG).

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Auszubildende aner-
kannt werden, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind.

Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in Bayern liegen.
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2. Studierende

Als Studierende werden definiert:
• Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz

(BayHIG)
• Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 BayHIG
• Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG
• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene III in der Ausbildungszeit nach

Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 LlbG und vergleichbare Studierende, welche die Qualifikation für eine Fach-
laufbahn außerhalb eines Beamtenverhältnisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des
Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz über die Hochschule für den öffentlichen Dienst).

Studierende neuer Einrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Studierende anerkannt werden,
soweit diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind.

Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den am gemeinsamen
Semesterticket beteiligten Hochschulen den Erwerb des Ermäßigungstickets ermöglichen, wenn alle der
im Folgenden aufgeführten Voraussetzungen erfüllt sind:

- Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb Deutschlands in einem bun-
desländerübergreifenden lokalen Verkehrsverbund mit einem gemeinsamen Semesterticket für die
bayerischen und außerbayerischen Hochschulen.

- Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.
- Im Bundesland des Studienortes gibt es für den Studierenden kein Angebot für ein ermäßigtes

Deutschlandticket für Studierende.

3. Freiwilligendienstleistende

Als Freiwilligendienstleistende gelten:

• Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst und
• Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges

soziales Jahr/Freiwilliges ökologisches Jahr, et cetera)

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.

Dr. Thomas Gruber
Ministerialdirektor
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31 - 1711.0/2

Immissionsschutz;
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG);

Antrag auf Errichtung und Betrieb einer Feuerungsanlage durch die Firma
Pelzl Kräuter- und Gemüsepflanzen GmbH, Bronnerlehe 5, 87757 Kirchheim,

auf den Grundstücken Fl.Nrn. 1532, 1530 und 1516/2 der Gemarkung Kirchheim

Die Firma Pelzl Kräuter- und Gemüsepflanzen GmbH beantragt die Errichtung und den Betrieb einer Feu-
erungsanlage für feste Brennstoffe sowie eines Holzvergaser-BHKW zur Erzeugung von Wärme zur Behei-
zung der Gewächshäuser. Zudem wird die Zerkleinerung und das Lagern von nicht gefährlichen Abfällen
(Altholz AI und AII) beantragt. Diese Hölzer sollen u.a. als Brennstoff für die Feuerungsanlagen dienen.

Das Landratsamt Unterallgäu führt ein vereinfachtes immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfah-
ren gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit
Nrn. 8.1.1.5, 8.11.2.4, 8.12.2, 1.2.1 und 1.14.3.2 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen (4. BImSchV) durch.

Für das Vorhaben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht generell vorgeschrieben. Über deren Er-
fordernis ist aber durch eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls (§ 7 Abs. 1 UVPG i.V.m. Nr. 8.1.1.3 und
1.2.1 der Anlage 1 zum UVPG) zu entscheiden. Das Landratsamt Unterallgäu führte die erforderliche all-
gemeine Vorprüfung des Einzelfalls durch.

An der Vorprüfung wurden die Bereiche Baurecht, Naturschutz und Bodenschutz, der Umweltschutzinge-
nieur im Landratsamt Unterallgäu sowie das Wasserwirtschaftsamt Kempten beteiligt.

Die allgemeine Vorprüfung wird nach § 7 Abs. 1 UVPG als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung
der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorha-
ben nach Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben
kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.

Insgesamt hat die Prüfung ergeben, dass das Vorhaben keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf (§ 7
Abs. 1 Satz 3 UVPG).

Die näheren Gründe für diese Feststellung sind im Aktenvermerk vom 04.07.2023, Az.: 31 - 1711.0/2,
angeführt. Dieser kann beim Landratsamt Unterallgäu, Sachgebiet Immissionsschutz, Abfallrecht, Boden-
schutz, Zimmer 312, Bad Wörishofer Str. 33, 87719 Mindelheim, eingesehen werden.

Diese Feststellung wird entsprechend § 5 Abs. 2 UVPG bekannt gegeben und ist nicht selbstständig an-
fechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).
Die Belange des Umweltschutzes werden im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens geprüft.

Mindelheim, 3. August 2023

Alex Eder
Landrat


